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Beim letzten Ratsgipfel dieses Jahres, 
dem ersten unter der Leitung des neuen 
Präsidenten Charles Michel, stand das 
Thema Klima im Mittelpunkt. Mit dem 
Green Deal hat die neue Kommission 
unter Führung von Ursula von der Leyen 
eine ambitionierte politische Strategie 
vorgestellt, die die meisten Staats- und 
Regierungschef willens waren mitzutra-
gen. Allerdings hat das harte Ringen 
dieses Gipfels gezeigt, dass bei der Fi-
nanzierung große Anstrengungen nötig 
sein werden, um alle Mitgliedsstaaten 
auf dem Weg zu einem klimaneutralen 
Kontinent mitzunehmen. Mit Blick auf 
den Mehrjährigen Finanzrahmen konn-
ten die Mitgliedsstaaten erneut keine 
substantiellen Fortschritte erreichen 
und beauftragten Charles Michel mit der 
weiteren Verhandlungsführung. Am En-
de zweier intensiver Gipfeltage ist be-
reits absehbar, dass der Junigipfel stra-
tegisch wichtige Entscheidungen liefern 
muss, bevor Deutschland in der zweiten 
Jahreshälfte 2020 die Ratspräsident-
schaft übernehmen wird. 

Klima 

Hintergrund  

Die Klimadebatte hat die EU-Politik seit 
mehreren Wochen fest im Griff. Das Euro-
päische Parlament rief kürzlich, wenn auch 

rein plakativ, den Klimanotstand aus, Ursula 
von der Leyen reiste an ihrem ersten offizi-
ellen Arbeitstag zur diesjährigen UN-
Klimakonferenz (COP25) nach Madrid, und 
kurz vor dem Ratsgipfel wurde das wohl 
wichtigste und größte Projekt der neuen 
EU-Kommission vorgestellt: der European 
Green Deal. Als „Europas Mondlandungs-
moment“ qualifizierte die neue Kommissi-
onspräsidentin am Mittwoch die mit großer 
Spannung erwartete ehrgeizige „Wachs-
tumsstrategie“ für Europa. Mit dem umfas-
senden Maßnahmenpaket soll die Europäi-
sche Union eine globale Vorreiterrolle in 
Sachen Klimaschutz einnehmen und bis 
spätestens 2050 der erste klimaneutrale 
Kontinent werden. Die bis Anfang 2020 
geplante Verschärfung des Klimaziels der 
EU, bis 2030 auf mindestens 50 oder sogar 
55 Prozent CO2 zu reduzieren, steht ganz 
oben auf dem Fahrplan des Green Deals. Im 
März 2020 soll ein Klimagesetz folgen, um 
diesen ambitionierten Zielen Rechtskraft zu 
verleihen und alle Mitgliedsstaaten bei der 
Umsetzung des Green Deals in die Pflicht zu 
nehmen. Der angestrebte Wandel soll eine 
Chance für wirtschaftliches Wachstum, aber 
auch für soziale und ökologische Gerechtig-
keit bieten und darf laut der Kommission 
unter keinen Umständen zur Benachteili-
gung einzelner Regionen oder gesellschaft-
lichen Gruppen werden. Mit insgesamt 50 
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Maßnahmen ist der Green Deal nahezu für 
alle Politikfelder direkt oder indirekt von 
Relevanz und wird in vielen Bereichen zu 
tiefgreifenden Veränderungen führen. Zu 
den Schwerpunkten des Green Deals zählen 
nachhaltige Strategien in den Themenfel-
dern Energie, Industrie, kreislauforientierter 
Wirtschaft, Mobilität, Landwirtschaft, Bau-
wesen und Sozialleistungen sowie Maß-
nahmen zum Schutz der Biodiversität und 
zur Förderung einer schadstofffreien Um-
welt. In diesem Zusammenhang sollen die 
bisherigen Politikinstrumente, wie zum 
Beispiel das Emissionshandelssystem, 
überprüft und ausgeweitet werden.  

Doch über allem schwebt letztlich eine ent-
scheidende Frage: die des Geldes. Eine 
große Herausforderung wird sein, inwieweit 
die EU-Mitgliedsstaaten bereit sind, dieses 
Vorhaben finanziell zu unterstützen, und 
wie groß der Anteil im zukünftigen EU-
Haushalt sein wird. Es gilt insbesondere, die 
durch den Wandel benachteiligten Länder 
wie Polen, Tschechien und Ungarn zu über-
zeugen. Dabei geht es weniger um über-
zeugende Worte als vielmehr um milliar-
denschwere Finanzhilfen, die einen „gerech-
ten Übergangsmechanismus“ schaffen sol-
len. In diesem Zusammenhang soll bei-
spielsweise der Just-Transition Fund den 
Strukturwandel in den Ländern und Regio-
nen, die von Kohleausstieg betroffen sein 
werden, fördern und die damit einherge-
henden wirtschaftlichen und sozialen Fol-
gen durch die Bereitstellung von finanziel-
len Mitteln abfedern.   

Entwicklung 

Nachdem beim letzten Ratsgipfel noch der 
Brexit die volle Aufmerksamkeit auf sich 
gezogen hatte, setzte der neue Ratspräsi-
dent, Charles Michel, das Thema Klima als 
höchste Priorität auf die Tagesordnung des 
letzten Ratsgipfels dieses Jahres. 25 Staaten 
bekannten sich bereits vor Beginn der Ver-
handlungen zur Klimaneutralität bis 2050. 
Wie zu erwarten, verliefen die Verhandlun-
gen nicht ohne Widerstand der kohleab-
hängigen Staaten, Polen, Ungarn und 
Tschechien, die schon im Vorfeld Bedenken 
hinsichtlich der Umsetzung des Klimaziels 

äußerten. Das Ziel der Klimaneutralität bis 
2050 stellt insbesondere die Visegrád-
Staaten, bedingt durch den hohen Kohlean-
teil an ihrer Energieerzeugung, vor große 
finanzielle Herausforderungen. Polens 
Premierminister, Mareuz Moraviecki rech-
net für sein Land mit Kosten von 505 Mrd. 
Euro für die Transformation hin zu einer 
klimaneutralen Wirtschaft. Er fordert von 
der EU konkrete finanzielle Garantien und 
Investitionsmaßnahmen, bevor sich sein 
Land zu diesem Ziel bekennt. Während der 
Verhandlungen schlug er außerdem vor, 
das Ziel der Klimaneutralität bis 2050 auf 
das Jahr 2070 zu verschieben.  

Zu Beginn der Verhandlungen stellte sich 
Tschechien gegen die 25 Mitgliedsstaaten 
und stieß mit seiner Forderung, Atomkraft 
als grünen Strom anzuerkennen, insbeson-
dere bei den Atomkraftgegnern Luxemburg, 
Österreich sowie Deutschland auf Unmut. 
Der Vorwurf, dass Tschechien künftig mit 
EU-Fördermitteln seine Atomkraft ausbauen 
wolle, entfachte eine hitzige Debatte über 
die zukünftige Energieversorgung auf dem 
Weg zur Klimaneutralität. Tschechien und 
Ungarn beharrten vehement auf die Not-
wendigkeit, Atomenergie als Teil des Ener-
giemixes anzuerkennen, um das Klimaziel 
rechtzeitig bis 2050 zu erreichen. Letztend-
lich akzeptierten die Staats- und Regie-
rungschefs das Recht, das ohnehin bei den 
Mitgliedsstaaten liegt, über den Energiemix 
selbst zu entscheiden. Dabei wurde die 
Kernenergie sogar als Teil eines nationalen 
Energiemixes explizit in den Schlussfolge-
rungen erwähnt.  

Unter anderem wegen des Verhandlungser-
folgs beim Thema Kernenergie trugen 
Tschechien und Ungarn den Ratsbeschluss, 
Europa bis 2050 klimaneutral machen zu 
wollen, mit; Polen hingegen hielt an seinem 
Widerstand fest. Trotz der eigentlich benö-
tigten Einstimmigkeit im Rat verkündigte 
Charles Michel den Beschluss des Rats, das 
Ziel der Klimaneutralität bis 2050 – mit Aus-
nahme von Polen – zu unterstützen. Nach 
den stundenlangen Verhandlungen zeigten 
sich Charles Michel und Ursula von der 
Leyen auf der Pressekonferenz um ein 1 



 
 

Konrad-Adenauer-Stiftung e. V. 
Ratsbericht Dezember 2019 3
  

Uhr nachts, sichtlich erleichtert über den 
ausgehandelten Kompromiss und betonten, 
die Entscheidung Polens zunächst zu be-
rücksichtigen und im Juni 2020 erneut im 
Rat zu besprechen. Angela Merkel bewertet 
das Bekenntnis des Europäischen Rates 
ebenfalls positiv und bezeichnet das Ergeb-
nis insgesamt als einen „große[n] Fort-
schritt“. Darüber hinaus zeigte sie für Polen, 
das Land „mit der schwierigsten Ausgangs-
lage unter allen EU Staaten“, großes Ver-
ständnis und begründete dies mit den bis-
herigen Erfahrungen aus dem Strukturwan-
del in Deutschland.  

Kommentar 

Der ‚flexible‘ Kompromiss, der von den 
Staats- und Regierungschefs ausgehandelt 
wurde, wird seitens des Rats als Erfolg in 
Sachen Klimaschutz gewertet. Unter norma-
len Umständen hätte die nicht einstimmige 
Entscheidung zur Klimaneutralität vertagt 
werden müssen. Relevanz und Aktualität 
des Themas erlaubten jedoch nicht, dass 
gerade Michel gerade bei der ersten Rats-
sitzung unter seiner Leitung die Agenda 
vertagt. Auch für die neue Kommissionsprä-
sidentin, mit ihrem Green Deal im Gepäck, 
wäre es ein herber Rückschlag gewesen. 
Das Entgegenkommen in Sachen Atom-
energie zeigt, unter welch massivem Druck 
der Rat sich derzeit befindet, und wie hän-
deringend versucht wird, trotz der ausste-
henden Finanzierungfrage, eine schnelle 
Lösung zu finden. Tschechien argumentiert 
nachvollziehbar, dass die Atomkraft eine 
CO2-freie Energiequelle sei, aber dennoch 
widerspricht die Nutzung von Atomkraft 
dem im Green Deal vorgeschlagenen Ziel 
der Nullverschmutzung, denn es gibt bis-
lang keine langfristige Lösung für die Ent-
sorgung des hochradioaktiven Atommülls.  

Insgesamt scheinen die Ambitionen für 
einen grünen Wandel die eigentlich viel 
dringendere Frage nach der Finanzierung zu 
überlagern. Diesen Ratsgipfel könnte man 
als ersten Vorgeschmack für die kommen-
den Verhandlungen über die Finanzierung 
des Green Deals werten. Es bleibt fraglich, 
ob die polnische PiS Regierung, die im Zuge 
der Europawahlen als EU-kritische Partei 

mit Abstand die meisten Stimmen in Polen 
gewann, die Klimadebatte weiter strapazie-
ren und neue Forderungen an die EU stellen 
wird, oder ob sie letztlich doch einlenkt, 
möglicherweise sogar aufgrund des Drucks 
der eigenen Landsleute. Eine Studie von 
Kantar Poland zeigt auf, dass sich 69 Pro-
zent der polnischen Bevölkerung für Polens 
Bekennung zum Klimaziel aussprechen. Die 
EVP-Parteienfamilie bekannte sich schon im 
Vorfeld des Gipfels deutlich zur Klimaneut-
ralität bis 2050 und zum Green Deal, wie 
der ehemalige Präsident des Europäischen 
Rats und neuer Präsident der Europäischen 
Volkspartei in einem Interview am Donners-
tagvormittag, Donald Tusk, bekannt gab.  

Mehrjähriger Finanzrahmen 

Hintergrund 

Die Ende des Jahres auslaufende finnische 
Ratspräsidentschaft ist nach Österreich und 
Rumänien bereits die dritte Präsidentschaft, 
die sich mit den Verhandlungen zum Mehr-
jährigen Finanzrahmen 2021-2027 befasst. 
Bereits im Vorfeld des Europäischen Rats im 
Oktober hatte der damalige Ministerpräsi-
dent, Antti Rinne, nach langwierigen Ver-
handlungen mit allen 27 Mitgliedstaaten, 
die sich nach dem Ausscheiden des Verei-
nigten Königreichs am neuen EU-Haushalt 
beteiligen, einen Vorschlag vorgelegt, der 
eine Drittelung des Budgets in Landwirt-
schaftspolitik, Kohäsionspolitik und alle 
anderen Politikfelder vorsah. Eine im Papier 
ebenfalls vorgesehene Koppelung an 
Rechtsstaatlichkeit, Migrations- und 
Klimapolitik stieß dabei jedoch vor allem bei 
den Visegrád-Staaten Polen, Tschechien, 
Ungarn und der Slowakei auf Widerstand 
und wurde schließlich verworfen. Die erst 
vor wenigen Tagen vom finnischen Parla-
ment gewählte neue Ministerpräsidentin, 
Sanna Marin, stellte nun eine leicht modifi-
zierte Verhandlungsbox vor, die ein Ge-
samtvolumen von rund 1,08 Billionen Euro 
vorsieht. Dies entspräche rund 1,07 Prozent 
des Bruttonationaleinkommens (BNE) der 
EU-27. 
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Die Mitgliedsstaaten sind sich jedoch wei-
terhin nicht darüber einig, ob eine Erhö-
hung der Beiträge grundsätzlich gewünscht 
ist. Seit die Europäische Kommission in 
ihren MFR-Vorschlägen vom Mai 2018 eine 
Erhöhung von 1,0 Prozent auf rund 1,11 
Prozent des BNEs vorgeschlagen hatte, sind 
die Mitgliedsstaaten in ihren Meinungen zu 
diesem Vorschlag gespalten. Während die 
Kommission und einige Mitgliedstaaten 
darauf pochen, dass nur durch diese Erhö-
hung die wegfallenden Beiträge des Verei-
nigten Königreichs ausgeglichen und gleich-
zeitig neue Themenfelder, wie Klimaschutz 
und Migrationspolitik adäquat adressiert 
werden können, beharren vor allem Öster-
reich, Dänemark, die Niederlande und 
Schweden auf dem bisherigen Prozentsatz. 
Unabhängig vom letztlich prozentualen 
Anteil, mit dem sich jeder Mitgliedsstaat an 
der Finanzierung des neuen Haushalts be-
teiligen wird, sprach sich in einer repräsen-
tativen Umfrage der Europäischen Bewe-
gung Deutschlands (EBD) eine Mehrheit der 
Deutschen dafür aus, vor allem in Klima-
schutz, Bildung und Innovation zu investie-
ren und folgt damit den Leitlinien der neu 
ins Amt gekommenen Europäischen Kom-
mission.  

Entwicklungen 

Nachdem beim vergangenen Ratsgipfel im 
Oktober lediglich bereits bekannte Stand-
punkte ausgetauscht wurden, in der Sache 
jedoch keinerlei Fortschritte erzielt werden 
konnten, lag nun ein besonderes Augen-
merk auf dem Dezember-Gipfel. Ratspräsi-
dent Michel hatte bereits in seinem Einla-
dungsschreiben betont, dass mit Blick auf 
den kommenden EU-Haushalt der nächste 
Verhandlungsschritt folgen müsse, und es 
nicht damit getan sei, bereits bekannte 
Positionen zu wiederholen. Anstatt Maxi-
malforderungen stetig erneut vorzutragen, 
müssten alle Seiten Zugeständnisse ma-
chen, die Schwerpunkte des Haushalts fest-
legen und zu einer finalen Einigung kom-
men.  

Tatsächlich wurden jedoch auch während 
des Dezember-Gipfels keine nennenswer-
ten Fortschritte erzielt. Nach Vorstellung der 
finnischen Verhandlungsbox erörterten die 
Staats- und Regierungschefs die wichtigsten 
Elemente des Mehrjährigen Finanzrahmens 
der EU, ohne dabei jedoch konkrete Eini-
gungen zu erzielen. In der Abschlusserklä-
rung unterstrichen die Staats- und Regie-
rungschefs lediglich, dass der neue EU-
Haushalt maßgeblich zu den Klimaschutz-
zielen der Union beitragen solle und beauf-
tragten den neuen Ratspräsidenten damit, 
die Verhandlungen fortzuführen und zu 
einem baldigen Ende zu bringen. Da die 
finnische Ratspräsidentschaft am 31. De-
zember 2019 ausläuft, wird sich neben 
Charles Michel auch die kroatische Ratsprä-
sidentschaft mit den Verhandlungen be-
schäftigen müssen.    

Kommentar 

Da die Staats- und Regierungschefs in den 
Verhandlungen über den Mehrjährigen 
Finanzrahmen erneut keine substanziellen 
Fortschritte erzielten, wächst der Druck, im 
Jahr 2020 zu einer Einigung zu kommen. 
Zwar wird sich auch die kroatische Ratsprä-
sidentschaft der Thematik annehmen, es 
bleibt jedoch abzuwarten, ob ein Durch-
bruch in der ersten Jahreshälfte gelingen 
kann. Die für viele Beobachter wahrschein-
lichere Option ist, dass die Verhandlungen 
erst während der deutschen Ratspräsident-
schaft im zweiten Halbjahr 2020 und damit 
weniger als ein halbes Jahr vor Beginn des 
neuen Rahmens abgeschlossen werden 
können. Deutschland müsste dann – wie 
bereits bei vorherigen Ratspräsidentschaf-
ten - als neutraler Mittler auftreten und die 
Interessen aller Mitgliedsstaaten berück-
sichtigen, um zu einem europäischen Kom-
promiss zu kommen. Aufgrund der Tatsa-
che, dass durch einen späteren Abschluss 
der Verhandlungen auch von der EU finan-
zierte Projekte nur noch eingeschränkt 
bedient werden können, wäre ein schnelle-
rer Abschluss der Verhandlungen dennoch 
die wünschenswertere Option.     
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Brexit 

Hintergrund 

Nachdem seit dem Referendum, in dem 
sich das Vereinigte Königreich mit knapper 
Mehrheit für den Austritt aus der Europäi-
schen Union entschieden hatte, bereits 
über drei Jahre vergangen waren, schien 
der Oktober-Gipfel des Europäischen Rats 
den Durchbruch vollbracht zu haben. Nach-
dem ein vormals von Theresa May und der 
EU ausgehandelter Deal im britischen Un-
terhaus mehrfach abgelehnt worden war, 
einigten sich die EU-27 und die Regierung in 
London unter dem neuen Premierminister 
Boris Johnson auf ein neues Austrittsab-
kommen, in dem vor allem die heikle Frage 
zur künftigen Grenze zwischen Nordirland 
und der Republik Irland geklärt wurde. 
Durch eine Verlegung der Zollgrenze in die 
Irische See soll es zwischen dem dann aus 
der Zollunion und dem Binnenmarkt ausge-
tretenen Norden und dem nach wie vor 
innerhalb der EU stehenden Süden der Insel 
keine festen Grenzkontrollen geben.  

Nachdem der neue Deal im britischen Un-
terhaus zunächst nicht zur Abstimmung 
gestellt wurde, und das anvisierte Austritts-
datum, der 31. Oktober 2019, immer näher 
rückte, beantragte das Vereinigte König-
reich eine weitere Fristverlängerung, welche 
von der Europäischen Union gewährt wur-
de, um eine Ratifizierung des Abkommens 
durch das britische Parlament zu ermögli-
chen. Als neues Austrittsdatum wurde der 
31. Januar 2020 festgelegt. Gleichzeitig wur-
de jedoch auch festgeschrieben, dass das 
Vereinigte Königreich die Union früher ver-
lassen könne, sofern das Austrittsabkom-
men zuvor von beiden Seiten ratifiziert 
worden sei. Im Zuge dieses Prozesses 
stimmte eine Mehrheit der Parlamentarier 
im Unterhaus für Neuwahlen, welche für 
den 12. Dezember festgesetzt wurden. Dies 
war auch der Grund, warum der britische 
Premierminister als einziger Regierungschef 
nicht am Treffen des Europäischen Rats 
teilnahm. 

Entwicklungen 

Die Mitgliedsstaaten nahmen zunächst das 
Wahlergebnis im Vereinigten Königreich zur 
Kenntnis. Die konservative Partei um Pre-
mierminister Johnson gewann mit ihrem 
Slogan „Get Brexit done“ eine absolute 
Mehrheit und kann sich in Zukunft auf ei-
nen breiten Rückhalt im Unterhaus stützen. 
Ein Austritt des Vereinigten Königreichs zum 
31. Januar 2020 ist damit deutlich wahr-
scheinlicher geworden. Gleichzeitig beschäf-
tigte sich der Europäische Rat jedoch auch 
schon mit weiterführenden Fragen, wie der 
Thematik der zukünftigen Beziehungen 
beider Seiten. 

Die Staats- und Regierungschefs betonten 
in den Brexit-Gesprächen nochmals, dass 
sie an einem geordneten Austritt auf 
Grundlage des Abkommens festhalten und 
unterstrichen, dass man möglichst enge 
zukünftige Beziehungen anstrebe, die auf 
einem ausgewogenen Verhältnis von Rech-
ten und Pflichten beruhen. Mit Blick auf die 
konkrete Ausgestaltung der zukünftigen 
Beziehungen ersucht der Europäische Rat 
die Kommission, unmittelbar nach Austritt 
des Vereinigten Königreichs den Entwurf 
eines umfassenden Mandats für die Ver-
handlungen vorzulegen. Außerdem begrüß-
ten die Staats- und Regierungschefs aus-
drücklich die Wiederernennung von Michel 
Barnier als Beauftragter für die Verhand-
lungen über die zukünftigen Beziehungen 
zwischen der Europäischen Union und dem 
Vereinigten Königreich.   

Kommentar 

Durch die Wahlentscheidung der Bürger in 
Großbritannien und Nordirland scheint die 
lange Hängepartie um den erstmaligen 
Austritt eines Mitgliedsstaates aus der Eu-
ropäischen Union so gut wie beendet zu 
sein. Mit der deutlichen Parlamentsmehr-
heit sollte die konservative Regierung in 
London den mit der EU ausgehandelten 
Deal verabschieden können. Ersten Ver-
lautbarungen zufolge, könnte dieser Schritt 
bereits in einer der ersten Sitzungen des 
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neuen Parlaments in der kommenden Wo-
che vollzogen werden. Unabhängig von der 
Frage, ob man dem Austritt des Landes 
positiv oder negativ gegenübersteht, ver-
schafft das Wählervotum aller Voraussicht 
nach zügig Klarheit und ermöglicht der EU, 
sich nach über drei Jahren voller Brexit-
Agenden endlich wieder verstärkt um ande-
re Themen zu kümmern. Nichtsdestoweni-
ger müssen auch die Verhandlungen über 
die zukünftigen Beziehungen mit großer 
Sorgfalt geführt werden, um sicherzustellen, 
dass beide Seiten – jenseits von der ebenso 
notwendigen wie klaren Unterscheidung 
zwischen Mitglieds- und Drittstaaten – mög-
lichst wenige tiefgreifende Einbußen hin-
nehmen müssen.    

Außenpolitische Themen 

Auch einige wichtige außenpolitischen 
Themen standen auf der Tagesordnung des 
Ratsgipfels, allerdings widmeten die Staats- 
und Regierungschefs diesen angesichts der 
ausgedehnten Verhandlungen zum Thema 
Klimaschutz insgesamt nicht allzu viel Zeit. 
Dennoch gab es wichtige Beschlüsse. 

Routinemäßig mutet der Beschluss an, das 
Sanktionsregime der EU gegenüber Russ-
land, welches seit Juli 2014 in Kraft ist, um 
weitere sechs Monate zu verlängern (1. 
Februar – 31. Juli 2020). Ein Sprecher von 
Ratspräsident Charles Michel gab dies via 
Twitter bekannt. Die Verlängerung war in 
der Vergangenheit immer wieder so ge-
handhabt worden, zuletzt im Juni 2019. 
Allerdings ist mit dem ersten Treffen nach 
fast drei Jahren im sogenannten Norman-
die-Format (Deutschland, Frankreich, Ukrai-
ne, Russland) Anfang der Woche in Paris ein 
neuer Anlauf unternommen worden, dip-
lomatische Bewegung in die festgefahrene 
Lage im Ukrainekonflikt zu bringen. 

Die Sanktionen der EU zielen vor allem auf 
Russlands Energie-, Finanz- und Rüstungs-
sektor ab. Eine Lockerung oder gar gänzli-
che Aufhebung der Sanktionen ist an die 
konkrete Umsetzung des sogenannten 
Minsker Friedensprozesses geknüpft, dem 
sich die Ukraine und Russland 2015 ver-
pflichtet hatten. Dieser sieht schrittweise 

den Rückzug schwerer Artillerie von der 
Frontlinie vor, die Rückgewinnung der Kon-
trolle seitens der Ukraine über die Außen-
grenzen sowie größere Autonomierechte 
und Wahlen im Donbass. Bisher scheiterten 
allerdings sämtliche Anläufe eine Waffenru-
he herzustellen, sodass laut UN-Angaben 
seit Beginn des Konflikts in der Ostukraine 
etwa 13.000 Menschen gestorben sind. 

Mit der Wiederbelegung des Normandie-
Formats mit dem neuen ukrainischen Prä-
sidenten Wolodymyr Selenskyj ist die Hoff-
nung verbunden, Fortschritte im Rahmen 
der Roadmap des Minsk-Prozesses zu erzie-
len. Konkret wurde verabredet, in ersten 
Schritten eine Waffenruhe zu schaffen und 
einen umfassenden Gefangenenaustausch 
bis zum Jahresende vorzunehmen. Sollte 
dies gelingen, könnte mittelfristig der Frie-
densprozess wieder in Gang kommen, was 
langfristig Auswirkungen auf das Sanktions-
regime der EU hätte. 

Diese Entwicklungen wurden auch während 
des Ratsgipfels diskutiert. Litauens Präsi-
dent Gitanas Nausèda brachte es bezüglich 
der Verlängerungen der Sanktionen auf den 
Punkt: „Die Sanktionen müssen verlängert 
werden, da ich denke, dass Russland gerade 
jetzt Motivation braucht, all die gemachten 
Versprechungen zu implementieren.“ 

Erneut thematisierte der Rat die Handlun-
gen der Türkei im östlichen Mittelmeer und 
bekräftigte Schlussfolgerungen früherer 
Sitzungen aus dem März, Juni und Oktober. 
Der Konflikt um Seegrenzen und Gasfelder 
im Mittelmeer hat sich Ende November 
nochmals verschärft, da die Türkei und 
Libyen ein Seeabkommen geschlossen hat-
ten, welches die Seegrenzen zwischen bei-
den Staaten neu absteckt. In den EU-
Mitgliedsstaaten Griechenland und Zypern, 
aber auch in Ägypten hatte das Seeabkom-
men große Kritik ausgelöst. Der Rat bekräf-
tigte unmissverständlich seine Solidarität 
mit Griechenland und Zypern und erklärte: 
„Die Vereinbarung […] verletzt die Hoheits-
rechte dritter Staaten, ist nicht mit dem 
Seerecht vereinbar und kann keine Rechts-
wirkung für dritte Staaten entfalten.“ 
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Nachdem bereits Ursula von der Leyen als 
frisch ins Amt gewählte Präsidentin der 
Europäischen Kommission mit ihrer ersten 
außereuropäischen Reise, die sie nach Äthi-
opien führte, ein deutliches Zeichen gesen-
det hatte, dass man künftig ein höheres 
Augenmerk auf die Beziehungen zu Afrika 
legen möchte, erklärten nun auch die 
Staats- und Regierungschefs, beim Ratsgip-
fel im Juni 2020 die Beziehungen zu Afrika 
als herausgehobenes Thema auf die Agen-
da setzen zu wollen. Konkret forderten sie 
die Kommission und den hohen Vertreter 
auf, die notwendigen Grundlagen zu schaf-
fen, um im Juni eine strategische Ausspra-
che über das nächste Gipfeltreffen von EU 
und Afrikanischer Union führen zu können.  
Man darf also unter der Führung von Ursula 
von der Leyen und Charles Michel auf neu-
en Schwung in den EU-Afrika-Beziehungen 
hoffen. 

Wirtschafts- und Währungsunion 

Hintergrund 

Die Reform der Wirtschafts-und Währungs-
union wurde zuletzt bei dem diesjährigen 
Ratsgipfel im Juni besprochen. Dort war sie 
neben den Personaldebatten rund um die 
Besetzung der EU-Top-Jobs jedoch nicht 
mehr als eine Randnotiz. Inhaltlich geht es 
bei der Debatte um eine Reform des Euro-
päischen Stabilitätsmechanismus (ESM), ein 
Haushaltsinstrument für die Konvergenz 
und Wettbewerbsfähigkeit (BICC) sowie die 
Stärkung der Bankenunion. Im Vorfeld des 
EU-Gipfels hatte die mit der Thematik be-
auftragte Euro-Gruppe zwar eine grundsätz-
liche Einigung verkündet, doch die Finanzie-
rung der Reformen sorgte in einigen Mit-
gliedsstaaten für hitzige Debatten. 

Entwicklung 

Die Staats- und Regierungschefs einigten 
sich darauf, die Euro-Gruppe unter Vorbe-
halt der nationalen Verfahren damit zu 
beauftragen, die Arbeit am ESM-
Reformpaket fortzusetzen und weiter an 
der Stärkung der Bankenunion zu arbeiten. 
Außerdem sprachen sie sich für eine rasche 
Lösung der Finanzierung des Haushaltsin-

strumentes für Konvergenz und Wettbe-
werbsfähigkeit aus, damit dieser bei den 
Verhandlungen zum nächsten Mehrjährigen 
Finanzrahmen (MFR) berücksichtigt werden 
kann. Als Ziel wird weiter daran festgehal-
ten, die internationale Rolle des Euros zu 
stärken‚ um dem weltweiten wirtschaftli-
chen und finanziellen Gewicht der Union zu 
entsprechen. Spätestens im Juni 2020 wol-
len sich die Staats- und Regierungschefs 
erneut mit der Thematik befassen. 

Verkompliziert wurde der Euro-Gipfel durch 
Portugal und Italien, welche Bedenken hin-
sichtlich eines zukünftigen Haushalts der 
Eurozone und einer geplanten Aufstockung 
des Rettungsfonds der Eurozone äußerten. 
Ursula von der Leyen betonte in ihrer an-
schließenden Pressekonferenz vor allem die 
wichtige Rolle des Euro für die EU: „Ein star-
kes Europa braucht einen starken Euro.“ Sie 
strebt zudem eine schnelle Implementie-
rung der vorgesehenen Maßnahmen an 
und betont, dass es ein gemeinsames Ver-
ständnis unter den Mitgliedsländern dazu 
gibt. Charles Michel sagte, es müsse weiter 
ambitioniert an der Reform gearbeitet wer-
den, während Angela Merkel lediglich von 
„Detailarbeit“ sprach, die noch zu erledigen 
sei. 

Kommentar 

Neben dem Thema Brexit bzw. dem Ergeb-
nis der Wahlen im Vereinigten Königreich 
fand das Thema Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion am zweiten Tag des Ratsgipfels 
vergleichsweise wenig Beachtung. Eine 
Einigung wurde nicht erzielt, stattdessen 
wurden Willensbekundungen ausgespro-
chen und eine Lösung in das nächste Jahr 
verschoben. Emmanuel Macron nannte die 
Ergebnisse „unzureichend“ und sieht die 
Wirtschaftspolitik der EU angesichts der 
wirtschaftlichen und finanziellen Heraus-
forderungen als nicht angemessen an. Ur-
sula von der Leyen fasste die Ergebnisse 
etwas positiver zusammen: „Es ist noch viel 
Arbeit zu erledigen, aber es geht in die rich-
tige Richtung.“ Eine Fortsetzung hierzu wird 
somit im Juni 2020 erwartet. Ohne den 
Dauerbrenner „Brexit“, der zu dieser Zeit 
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vollzogen sein sollte, müssen die Staats- 
und Regierungschefs dann endlich liefern. 

Weiteres 

Die Konferenz zur Zukunft Europas 

Die für zwei Jahre angesetzte „Konferenz 
zur Zukunft Europas“ stellte einen weiteren 
Punkt auf der Agenda des Europäischen 
Rates dar. Charles Michel sicherte dem 
Europäischen Parlament die Zusammenar-
beit hinsichtlich der Ausarbeitung und Um-
setzung der Konferenz zu. Die bald begin-
nende kroatische Ratspräsidentschaft wird 
somit die Aufgabe übernehmen, gemein-
sam mit dem Europäischen Parlament den 
Inhalt und den Rahmen der Reformkonfe-
renz zu erarbeiten. 

Mit der überraschenden Veröffentlichung 
des „Non-Papers“ der deutschen und fran-
zösischen Regierung Ende November wur-
den zum ersten Mal, seit der Bekanntgabe 
dieses Vorhabens, inhaltliche Eckpunkte 
genannt. Beginnen soll die Konferenz mit 
der deutschen Ratspräsidentschaft in der 
zweiten Jahreshälfte 2020. Aus dem Non-
Paper geht hervor, dass zunächst Themen 
wie transnationale Wahllisten, das Spitzen-
kandidatensystem und die Frage der Bür-
gerbeteiligung an EU Angelegenheiten be-
handelt werden sollen. Daraufhin sollen 
weitere Expertentreffen sowie Bürgerdialo-
ge folgen und in der zweiten Jahreshälfte 
2022 im Zuge der französischen Ratspräsi-

dentschaft zu konkreten Ergebnissen füh-
ren. Die Medien griffen die deutsch-
französische Initiative weniger als einen 
konkreten Planungsschritt als vielmehr 
einen Versuch auf, die immer noch funktio-
nierende deutsch-französischen Zusam-
menarbeit unter Beweis zu stellen. Da es 
sich bei dem Non-Paper offensichtlich um 
eine direkte Koproduktion des Bundeskanz-
leramtes und des Élysée-Palastes handelt, 
ist diese Einschätzung nicht von der Hand 
zu weisen. 

Hatte anfänglich die Überlegungen zur Kon-
ferenz zur Zukunft Europas noch teilweise 
verunsicherte Reaktionen provoziert ob des 
exakten Formats willen verursacht, dürfte 
nunmehr deutlich sein, dass damit kein 
neuer Konvent und folglich auch keine Ver-
tragsveränderungen verbunden sind. Wie 
verbindlich und operational das Unterneh-
men dann jedoch sein kann und wird, muss 
Anfang 2020 konkreter gefasst werden. 
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